
der Ländergesetzgebung beim Strafvollzug, ihre Hausaufgaben
machen. Wir haben dies getan und stellen mit unseren Anträ-
gen zur Gestaltung des Straf- und des Jugendstrafvollzugs, die
heute noch auf der Tagesordnung stehen, entscheidende grund-
sätzliche Weichen, um bestehende Standards zumindest auf-
rechtzuerhalten.

Wir als DVU-Fraktion werden natürlich die Zusammenarbeit
des Landes Brandenburg mit Berlin weiterhin kritisch beob-
achten und, wenn es notwendig ist, hier im Landtag auch An-
träge dazu stellen, um Sie als Landesregierung zu Schritten
zum Wohle beider Länder aufzufordern, vielleicht sogar noch
einmal zu einer notwendigen Fusion. - Ich bedanke mich für
die Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der DVU)

Vizepräsidentin Stobrawa:

Das Wort erhält die Abgeordnete Richstein. Bitte schön.

Frau Richstein (CDU):

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Uns
liegt heute der dritte Fortschrittsbericht über die Zusammenar-
beit zwischen den Ländern Berlin und Brandenburg sowie die
weitere Zusammenlegung von Behörden und Sonderbehörden
vor. Ich halte es schon für einen Fortschritt, dass wir heute erst-
mals überhaupt über einen solchen Bericht debattieren. Es ist
schon gesagt worden: Anlässlich einer gemeinsamen Sitzung
der Hauptausschüsse Berlin und Brandenburg ist dies beschlos-
sen worden. Ich sage an dieser Stelle dem Senat von Berlin und
der Landesregierung Brandenburgs Dank dafür, dass sie diesen
Bericht nunmehr gemeinsam erarbeitet und uns vorgelegt ha-
ben.

Die Zusammenarbeit und die Zusammenlegung von Behörden
und Einrichtungen ist kein Selbstzweck; vielmehr ist das Fern-
ziel - das wollen wir nicht vergessen - immer die Fusion. Mei-
ne Fraktion hat sich immer zur Fusion bekannt, aber wir haben
auch immer gesagt: Wir möchten die Fusion nicht um jeden
Preis. Große Hoffnung haben wir in das Urteil des Bundesver-
fassungsgerichts in Karlsruhe gesetzt. Ich will nicht darüber
streiten, ob es ein richtiges oder falsches Urteil war, es ist nun
einmal so, wie es gefällt wurde, und wir müssen uns daran
orientieren.

Berlin muss aus seiner Schuldenfalle allein herauskommen,
weil dies für uns in Brandenburg noch immer Voraussetzung
für eine Fusion ist. Aber es hat mich doch ein wenig irritiert,
als der Regierende Bürgermeister von Berlin sich nach der Ver-
kündung des Urteils hingestellt und gesagt hat, er bedaure das
Urteil, aber Berlin werde mit seiner Finanzplanung so weiter-
machen wie bisher. Darin erkenne ich keinen Willen zur Fu-
sion. Ich empfand es als sehr betrüblich, dass er im Gegenzug
lediglich der Landesregierung Brandenburgs Vorwürfe machte
und uns den Schwarzen Peter zuschob, wir seien diejenigen,
die nicht fusionieren wollten.

Der Bericht - ich möchte nur drei Aspekte herausgreifen - be-
fasst sich mit den Entwicklungen in den letzten Jahren, zum
Beispiel mit der Schaffung gemeinsamer Einrichtungen. Ge-
meinsame Einrichtungen sind wirklich das größtmögliche Maß
an Kooperation. Eine Vernetzung zwischen Berlin und Bran-

denburg - das vergessen wir gern - verlangt teilweise auch un-
seren Bediensteten und Mitarbeitern viel ab, und zwar des-
wegen, weil sie sich an neue Standorte gewöhnen müssen, an
neue Kollegen, an neue Regelungen. Wir haben es beim
Dienstrecht für die Richter gesehen. Von daher möchte ich
noch einmal Dank sagen für die Flexibilität, die unsere Mitar-
beiter, die Beamten und Angestellten an den Tag legen. 

(Beifall bei der CDU)

Herausgreifen möchte ich hier - es ist teilweise schon von mei-
nen Vorrednern getan worden - das Justizwesen, nicht nur, weil
ich selbst die Chance hatte, die Fusion der Fachobergerichte
mit auf den Weg zu bringen, sondern weil uns hier etwas gelun-
gen ist, was uns in allen anderen Bereichen bisher nicht gelun-
gen ist: dass wir nämlich einen Standort für eine gemeinsame
Einrichtung einmal außerhalb des Speckgürtels gefunden ha-
ben. Das hat zwar zu Verwerfungen geführt - es gibt noch im-
mer anhängige Rechtsverfahren -, aber Cottbus ist der einzige
Standort, den wir für eine gemeinsame Einrichtung gefunden
haben. Ich finde, das sollte Schule machen; denn der ländliche
Raum gehört genauso zu Brandenburg wie der Speckgürtel.

Der zweite Aspekt ist die enge Kooperation, auch die prakti-
sche Zusammenarbeit. Egal, ob Umweltschutz, Informations-
technik, Verfassungsschutz, Gesundheitsförderung oder Hoch-
schulwesen, wohin man auch blickt, es bestehen enge, vertiefte
Beziehungen. Es ergibt sich manchmal aus der Natur der Sa-
che, dass man zusammenarbeiten muss, aber es ist auch immer
die Frage, wie man diese Zusammenarbeit gestaltet. Ich meine,
dass wir hier wirklich große Schritte gegangen sind.

Ich kann nicht auf alles en détail eingehen, aber ein ganz zen-
traler Punkt - hier konnten wir auch einen Erfolg feiern - ist die
Rechtssicherheit, die wir nun durch die Entscheidung zum
Flughafen Berlin Brandenburg International haben. Hier zeigt
sich, wie Infrastruktur und Wirtschaftsförderung Hand in Hand
gehen, wie wir zusammenarbeiten und wie letztlich unsere Re-
gion zusammenwachsen wird.

Damit komme ich zum dritten Aspekt, zur Repräsentation und
Außendarstellung einer gemeinsamen Region. Vorab auch wie-
der ein Lob, nämlich dafür, dass die trilaterale Zusammenarbeit
zwischen Berlin, Brandenburg und der Woiwodschaft Großpo-
len entfristet, also verlängert wurde. Das zeigt, dass hier wirk-
lich etwas geschaffen wurde, was auch funktioniert. Es sind
weitere polnische Partner hinzugekommen. Das eint uns und
macht uns auch stärker im europäischen Kontext. Leider ver-
weigert sich Berlin noch immer der von diesem Landtag ange-
strebten gemeinsamen Landesvertretung in Brüssel. Wir hof-
fen, dass sich das, nachdem wir das wunderschöne Büro erwer-
ben konnten, doch noch ändert.

Es ist heute auch über die europäische Metropolregion gespro-
chen worden. Hier muss ich etwas Wasser in den Wein gießen.
Denn ich habe noch immer die Befürchtung, die ich bereits im
letzten Jahr geäußert habe: dass man versucht ist, bei der euro-
päischen Metropolregion nur Berlin und den engeren Verflech-
tungsraum zu sehen. Das darf nicht passieren, auch in einem
gemeinsamen Leitbild nicht, denn wir müssen den ländlichen
Raum genauso im Auge haben.

Es ist schön, dass sich Berlin-Brandenburg bei dem europäi-
schen Netzwerk Metrex angemeldet hat. Nur, wenn man auf
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die Homepage von Metrex geht und nach Berlin-Brandenburg
sucht, findet man leider kein Berlin-Brandenburg. Es taucht
nur Berlin als Mitglied auf. Positiver Aspekt: Geht man weiter
hinein, gibt es immerhin einen Link zu Brandenburg. Das
heißt, nur die Homepage von Brandenburg ist angegeben.
Allerdings landet man dann auf der zentralen Homepage der
Landesregierung, und der geneigte Leser, der etwas über die
Metropolregion wissen möchte, muss sich erst einmal ein we-
nig durchwursteln. Das ist bestimmt verbesserungswürdig. Ich
hoffe, es wird auch verbessert.

Dann habe ich nur noch einen Aspekt, bei dem ich sage: Wir
machen vielleicht den zweiten Schritt vor dem ersten. Es ist
sehr gut - auch darüber haben wir in diesem Haus bereits ge-
sprochen -, dass wir die gemeinsame Marke Berlin-Branden-
burg verkaufen wollen: „Capital Region Berlin Brandenburg“.
Aber ich halte es für ganz wichtig, dass wir erst einmal sehen -
dazu ist eine Initiative von meiner Fraktion gestartet worden -,
dass wir die Marke Brandenburg weiter nach vorn bringen, al-
so brandenburgische Produkte weiter vermarkten, damit wir
ein starker Partner in der gemeinsamen Region Berlin-Bran-
denburg sind.

(Zuruf des Abgeordneten Dr. Klocksin [SPD])

- Herr Klocksin, gern auch in Polen, das ist unser größter Ex-
portpartner. 

Dieses, damit wir, wie einige Berliner Politiker sagen, nicht nur
„Berliner Hinterland“, sondern eine eigenständige Region
innerhalb dieser Partnerschaft sind. - Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU)

Vizepräsidentin Stobrawa:

Herzlichen Dank. - Damit sind wir am Ende der Aussprache zu
diesem Tagesordnungspunkt angekommen. Der Bericht der
Landesregierung, Drucksache 4/3773, ist von uns zur Kenntnis
genommen worden.

Wir kommen zur Abstimmung. Ihnen liegt der Entschließungs-
antrag, Drucksache 4/4083, eingebracht von der Fraktion der
Linkspartei.PDS, vor. Wer diesem Entschließungsantrag folgen
möchte, den bitte ich um sein Handzeichen. - Wer ist gegen
diesen Entschließungsantrag? - Gibt es Stimmenthaltungen? -
Dieser Entschließungsantrag ist mehrheitlich abgelehnt wor-
den.

Ich schließe damit den Tagesordnungspunkt 7 und rufe Tages-

ordnungspunkt 8 auf:

Abschlussbericht des Untersuchungsbüros EIM zur

Quick-Scan-Untersuchung der Gesetze und Rechts-

verordnungen des Landes Brandenburg

Stellungnahme
der Landesregierung

Drucksache 4/3990

Herr Minister Speer, Sie haben das Wort und eröffnen damit
die Aussprache. 

Minister der Finanzen Speer:

Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen und Herren!
Auf Veranlassung des Sonderausschusses zur Überprüfung von
Normen und Standards ist eine „Blitzuntersuchung“ durchge-
führt worden - um einmal zu versuchen, den Begriff „Quick-
Scan“ zu übersetzen -, also eine Blitzuntersuchung zu 1 327
Normen im Land Brandenburg, die wir aufgelistet haben, ver-
ortet in 323 Gesetzen und 1 004 Rechtsvorschriften. 

Es ist dabei grob überschlägig ermittelt worden, dass 148 von
diesen Normen Informationspflichten bei Bürgern oder Un-
ternehmen auslösen. Daran „schuld“ sind 56 Gesetze und 
92 Rechtsverordnungen. Insgesamt sind 316 Informations-
pflichten identifiziert worden, die nach der Berechnungsme-
thode nach der Schätzung der Gutachter 7,9 Millionen Euro
jährlich erfordern. 

Die Landesregierung hat dazu umfangreich Stellung genom-
men. Wir haben uns für die einzelnen Ressorts mit der Metho-
dik auseinandergesetzt, jeweils zu diesen Berichtspflichten die
Begründungen hergeleitet und Änderungsmöglichkeiten in der
Stellungnahme beschrieben. Dabei ist sozusagen in einer Quick-
Betrachtung festzuhalten, dass auch diese Informationspflich-
ten kein Selbstzweck sind, sondern sie dienen im Wesentlichen
der politisch-administrativen Steuerung. Denn wer nichts weiß,
kann nicht vernünftig handeln. Das ist notwendig zur Gefah-
renabwehr, zum Schutz von Gütern, zum Verbraucherschutz,
zum Umweltschutz etc. 

Wir werden uns bei der Frage, wofür diese Informationen not-
wendig sind, wofür die Informationspflichten gedacht sind, im
Weiteren über das Ob in einzelnen Fragen zu verständigen ha-
ben. Das wird aber eher die geringste Zahl sein. Wir werden im
Wesentlichen die Frage der Quantität ins Auge fassen: Wie oft
muss man abfragen? Wie oft muss man etwas wissen? Wir wer-
den auch nach der Methodik fragen und prüfen, ob es Möglich-
keiten gibt, zum Beispiel durch IT-gestützte Verfahren die Mel-
depflichten für die Unternehmen und die Bürger auf ein Mini-
mum an Aufwand zurückzuführen. Das ist die Zielrichtung, die
wir dabei verfolgen.

Ich sehe auch die jüngsten Stellungnahmen des Ausschusses in
diese Richtung gehend und wünsche weiterhin gute Zu-
sammenarbeit. - Vielen Dank.

(Beifall bei SPD und CDU)

Vizepräsidentin Stobrawa:

Herzlichen Dank. Das Wort erhält Herr Abgeordneter Christof-
fers. Er spricht für die Fraktion der Linkspartei.PDS.

Christoffers (Die Linkspartei.PDS):

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Ich bitte um Ent-
schuldigung. Ich war noch etwas freudig erregt, dass die Rede-
zeit nicht völlig ausgeschöpft worden ist, Herr Minister.

Meine Damen und Herren! Es ist gesagt worden, dass es auf
Veranlassung des Sonderausschusses diese Quick-Scan-Unter-
suchung gab. Lassen Sie mich vielleicht aus dem Bericht und
aus der Stellungnahme der Landesregierung vier Punkte ver-


